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Nun ist es Gesetz: Den Mitarbeitenden 
steht bei einer Massenentlassung ein So­
zialplan zu. Nicht länger ist es eine frei­
willige Leistung des Arbeitgebers, seit 
diesem Jahr muss der Arbeitgeber zwin­
gend einen Sozialplan verhandeln und 
vereinbaren. Zwar haben schon bislang 
die Unternehmen bei Entlassungswellen 
sehr oft einen Sozialplan angeboten. Es 
ist aber ein grosser Unterschied, ob dies 
eine rein freiwillige Leistung des Arbeit­
gebers ist, oder ob sich der Arbeitgeber 
mit den Arbeitnehmenden über den So­
zialplan einigen muss. Und neu ist es nun 
so, dass ab einer Grösse von 250 Mitar­
beitenden Arbeitgeber und Arbeitneh­
merschaft zwingend über einen Sozial­
plan verhandeln und eine Einigung 
finden müssen. Und zwar dann, wenn 
mindestens 30 Kündigungen ausgespro­
chen werden, die auf dem gleichen be­
trieblichen Entscheid gründen. 

Gesetz zwingt zur Einigung

Das Schweizer Arbeitsvertragsrecht ist 
vom Grundsatz der Privatautonomie ge­
prägt. Die Parteien können weitgehend 
selber bestimmen, was sie wie regeln wol­
len. Dieser Grundsatz erfährt mit der ge­

setzlichen Sozialplanpflicht einen schar­
fen Einschnitt. Plötzlich sind nämlich 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer verpflich­
tet, sich zusammenzusetzen und eine  
Einigung zu finden. Schaffen Sie das 
nicht, wird ein Schiedsgericht den Sozi­
alplan erlassen. Mit negativen Themen 
wie Massenentlassung und Sozialplan be­
fasst sich ein Unternehmen logischer­
weise weder proaktiv noch gerne. Die 

neue Gesetzesvorschrift sollte aber jedes 
Unternehmen zu einer Situationsanalyse 
nutzen und sich fragen, wie die Zusam­
menarbeit zwischen Geschäftsleitung 
und Arbeitnehmerschaft im Unterneh­
men abläuft. Gibt es eine gewählte Ar­
beitnehmervertretung, gibt es gar eine 
mit Arbeitnehmerverbänden institutio­
nalisierte Sozialpartnerschaft oder fin­
den die Gespräche zufällig und mehrheit­
lich schriftlich statt? 

Was die ideale Partnerschaft für ein Un­
ternehmen ist, hängt von seiner Grösse, 
seinem Alter und von seiner Kultur ab. 
Das gilt insbesondere für die formelle Ar­
beitnehmervertretung. Ab einer Betriebs­
grösse von bereits 50 Mitarbeitenden ha­
ben diese den gesetzlichen Anspruch, 
eine Arbeitnehmervertretung zu bestel­
len. In verschiedener Hinsicht besteht 
eine Mitwirkung der Arbeitnehmenden. 
Dort wo keine offizielle Arbeitnehmer­
vertretung besteht, ist die Gesamtbeleg­
schaft zur Mitwirkung berechtigt. Ge­
wachsene Unternehmen haben oft keine 
Arbeitnehmervertretung. Darin erachten 
die Geschäftsleitungen viele Vorteile. 
Doch warum und welche eigentlich? Ist 
es nicht einfacher, in kritischen Situatio­

›› Brigitte Kraus-Meier

Arbeitsrecht

Gesetzliche Sozialplanpflicht  
und ihre Auswirkung 
Seit 1. Januar 2014 sind Unternehmen ab einer Grösse von 250 Arbeitnehmern gesetzlich 

verpflichtet, einen Sozialplan zu erstellen. Unzweifelhaft werden aber auch die kleineren 

Unternehmen davon beeinflusst werden, und so lohnt sich eine Betrachtung über die Mit­

wirkungsrechte der Belegschaft.

kurz & bündig

›› Bei 30 und mehr ausgesproche­
nen Kündigungen, die auf dem 
gleichen Entscheid gründen, 
müssen Unternehmen ab einer 
Grösse von 250 Mitarbeitenden 
mit diesen über den Sozialplan 
eine Einigung finden. 

›› Beide Parteien müssen eine Eini­
gung finden, ansonsten wird ein 
Schiedsgericht den Sozialplan 
erlassen.

›› Ab einer Betriebsgrösse von 50 
Mitarbeitenden besteht der An­
spruch auf eine Arbeitnehmer­
vertretung.
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nen mit ein paar wenigen Arbeitnehmer­
vertretern sprechen zu können, als das 
Gespräch mit der gesamten Belegschaft 
führen zu müssen? Ist es nicht effizienter, 
betriebliche Veränderungen mit jenen 
Personen zu diskutieren, die ein betriebs­
wirtschaftliches Verständnis haben und 
sich für die Belange des Unternehmens 
und seinen Mitarbeitern einsetzen?

Vereinfachte Zusammenarbeit

Spricht man mit Schweizer Unterneh­
mern, spürt man die grundsätzliche Zu­
friedenheit mit unserem liberalen Ar­
beitsrecht. Oft gelobt wird, dass man als 
Unternehmer sehr frei ist. Als Gegen- 
beispiel wird jeweils der Betriebsrat im 
Deutschen Arbeitsrecht als Schreckens­
gespenst bezeichnet. Gut sei es, dass man 
das nicht habe. Und so ist es absolut nach­
vollziehbar, dass man gegenüber einer 
formellen Arbeitnehmervertretung skep­
tisch ist und nur keine Pferde scheu ma­
chen will. Die Arbeitnehmervertretung 
im Schweizer Arbeitsrecht ist allerdings 
nicht das Pendant zum deutschen Be­
triebsrat. Sie hat grundsätzlich auch nicht 
mehr Rechte als die Belegschaft als Gan­
zes, aber sie kanalisiert deren Meinung 
und Ansicht. Und das macht in aller Re­
gel die Zusammenarbeit, speziell in ange­
spannten Zeiten, deutlich einfacher. 

Keine Bedrohung

Vielleicht wollen die Arbeitnehmenden 
gar keine Arbeitnehmervertretung, meist 
sind sie sich aber auch nicht bewusst, dass 
sie die Möglichkeit haben, eine Vertre­
tung zu formieren. Warum also nicht mal 
nachfragen und die Belegschaft auffor­
dern, aktiv darüber nachzudenken, ob sie 
Vertreter wählen wollen, die im regel­
mässigen direkten Austausch mit der  
Geschäftsleitung stehen. 

Die Arbeitnehmenden werden es nicht  
als Schwäche, sondern als Zeichen der 
Stärke werten, wenn die Geschäftsleitung 
der Belegschaft anerbietet, eine formelle 
Arbeitnehmervertretung zu formieren 
und sich regelmässig mit ihr zu treffen. 

Die gesetzlichen Mitwirkungsrechte der Arbeitnehmerschaft

Informationsrecht der Arbeit­
nehmerschaft allgemein

Über den Geschäftsgang und dessen Aus­
wirkungen auf die Beschäftigung resp. auf die  
Beschäftigten ist die Arbeitnehmervertretung 
oder die Arbeitnehmerschaft einmal jährlich zu 
informieren. 

Mitwirkungsrechte Die folgenden Mitwirkungsrechte stehen der 
Arbeitnehmerschaft generell zur Verfügung: 
Arbeitssicherheit / Massnahmen zur Unfallver­
hütung, Betriebsübergang, Massenentlassung, 
Sozialplan, Anschluss und Auflösung aus der 
Einrichtung der beruflichen Vorsorge, Organi­
sation der Arbeitszeit und Gestaltung der Ar­
beitspläne, Nachtarbeit.

Mitsprache oder Mitbestim­
mung

Grundsätzlich haben die Arbeitnehmer resp. 
die Arbeitnehmervertretung lediglich ein Mit­
spracherecht. Mitbestimmen können sie beim 
Erlass eines Sozialplans. Ohne das Einverständ­
nis der Arbeitnehmerschaft ist der Arbeitgeber 
blockiert und es muss ein Schiedsgericht über 
den Sozialplan entscheiden. 

Unterstützung durch den  
Arbeitgeber

Bei Vorliegen einer Arbeitnehmervertretung 
trifft den Arbeitgeber eine gesetzliche Unter­
stützungspflicht hinsichtlich: Räume und Hilfs­
mittel und administrative Dienstleistungen.

Schutz der Arbeitnehmer­
vertreter

Arbeitnehmervertreter dürfen durch den  
Arbeitgeber nicht behindert werden, weder in 
der Ausübung ihres Amtes noch in Bezug  
auf ihre Arbeitstätigkeit. 

Kündigungsschutz Arbeitnehmervertreter geniessen einen erhöh­
ten Kündigungsschutz, allerdings ist auch bei 
ihnen die ordentliche Kündigung während der 
Amtsperiode möglich, z. B. wenn begründeter 
Anlass dazu besteht oder bei wirtschaftlichen 
Entlassungen. 

Verschwiegenheitspflicht  
hinsichtlich betrieblicher  
Angelegenheiten

Die Arbeitnehmervertreter sind gesetzlich zur 
Verschwiegenheit über alle betrieblichen An­
gelegenheiten verpflichtet. Diese Verschwie­
genheitspflicht gilt auch nach Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses. 

Wird durch eine Umfrage klar, dass eine 
Mehrheit der Arbeitnehmenden die Be­
stellung einer Arbeitnehmervertretung 
befürwortet, muss dies zeitnah erfolgen. 

Bis sich die Arbeitnehmervertretung ge­
bildet und sich ein eigenes Reglement ge­
geben hat, braucht sie die aktive Unter­
stützung der Unternehmensleitung. Die 
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Geschäftsleitung muss Geburtshilfe leis­
ten, denn sonst droht die Arbeitnehmer­
vertretung zu scheitern, bevor sie über­
haupt entstanden ist. Die Frustration der 
Belegschaft darüber würde einen Ver­
trauensverlust auslösen und ist unbe­
dingt zu vermeiden. Bevor man aber die 
Arbeitnehmenden befragt, ob sie eine Ar­
beitnehmervertretung möchten, muss 
sich die Unternehmensleitung ganz ehr­
lich fragen, ob sie tatsächlich bereit ist, 
sich regelmässig mindestens alle drei  
Monate mit der Arbeitnehmervertretung 
zu gehaltvollen Gesprächen zu treffen. 
Auch hier muss die Geschäftsleitung vor­
spuren, wie die Gespräche ablaufen sol­
len. Es erfordert Struktur und Inhalt. 

Die Arbeitnehmervertreter haben An­
spruch auf betriebswirtschaftliche Infor­
mationen. Aber so aufbereitet, dass sie 
gut verständlich und nachvollziehbar 
sind. Bis die Arbeitnehmervertretung ge­
nug Selbstbewusstsein hat, sich aktiv in 
die Gespräche mit der Unternehmenslei­
tung einzubringen, braucht es ein paar 
Treffen. Nur wenn sie spüren, dass sie 
ernst genommen werden, bringen die Ar­
beitnehmervertreter sich aktiv ein und 
führen ihr Amt gewissenhaft aus. Sie sind 
zwar klar die Vertreter der Belegschaft, 
durch den regelmässigen Austausch mit 
der Geschäftsleitung erlangen sie gleich­
wohl ein besseres Verständnis für die un­
ternehmerischen Zusammenhänge und 
die betrieblichen Veränderungen. 

Ob sich die Gespräche lediglich um die 
Qualität des Kaffeeautomaten drehen, 
oder ob sich die Arbeitnehmervertretung 
als Partner der Geschäftsleitung sieht, 
hängt in erster Linie von der Steuerung 
durch die Geschäftsleitung ab. Die Ar­
beitnehmervertretung braucht immer 
wieder Unterstützung, damit sie sich 
traut, Verantwortung zu übernehmen 
und Entscheide mitzutragen. Eine starke 
selbstbewusste Arbeitnehmervertretung 
ist keinesfalls eine Bedrohung für das 
wirtschaftliche Handeln eines Unterneh­
mens, sondern vielmehr Garant für eine 
gute partnerschaftliche Beziehung – in 
guten wie in schlechten Zeiten. «

Gesetzliche Sozialplanpflicht

Gesetzliche Grundlage Art. 335h – Art. 335k OR

Unternehmensgrösse Ab 250 Arbeitnehmern

Betrieb oder juristische Person 
als Messgrösse?

Das Gesetz spricht von «Arbeitgeber». Ob da­
mit das Unternehmen als Ganzes gemeint ist 
oder ein Betriebsteil, ist noch nicht geklärt. 
Hier sind die Begrifflichkeiten nicht identisch 
mit jenen der Massenentlassung. 

Anzahl Kündigungen Ab 30 Kündigungen durch den Arbeitgeber.

Zeitraum Grundsätzlich innert 30 Tagen. Bei zeitlicher 
Staffelung der Kündigungen werden diese zu­
sammengezählt, wenn sie auf dem gleichen 
betrieblichen Entscheid beruhen.

Verhandlungspflicht Ja. Der Arbeitgeber muss mit der Arbeitneh­
merseite verhandeln.

Einigungszwang Arbeitgeber und Arbeitnehmerseite müssen 
sich grundsätzlich gemeinschaftlich einigen. 

Schiedsgericht Können sich die Parteien nicht einigen, ent­
scheidet ein Schiedsgericht über den Sozial­
plan. 

Besteht bei jeder Massenent­
lassung eine Sozialplanpflicht?

Nein. Die Voraussetzungen bei der Massenent­
lassung und der Sozialplanpflicht sind nicht 
identisch geregelt. Es kann sein, dass eine So­
zialplanpflicht besteht, obwohl keine Massen­
entlassung im Sinne des Gesetzes vorliegt. 

Porträt 

Brigitte Kraus-Meier 
lic. iur., Executive Master CCM, Inhaberin Konzis

Brigitte Kraus ist Inhaberin von Konzis, der Agentur für 
Arbeitsrecht und Kommunikation in Zürich. Sie ist Juristin 
und Unternehmenskommunikatorin und begleitet Unter­
nehmen in Veränderungssituationen, insbesondere bei 
Betriebsübernahmen, Neuausrichtungen, Personalmass­

nahmen und bei der Gesprächsführung sowie bei Verhandlungen mit Gewerk­
schaften und Arbeitnehmervertretungen. Brigitte Kraus ist Preferred Partner für 
Arbeitsrecht und Kommunikation des Personalmanagement-Netzwerks hr4hr.ch.

Kontakt

info@konzis.ch
www.konzis.ch

Institut für Finanzdienstleistungen Zug IFZ

20. KMU-Forum
Montag, 10. März 2014, Zug
Leistungsgrenzen von Führungskräften

Montag, 17. März 2014, Zürich
Die Kauf-/Verkaufs- und Sorgfaltsprüfung im KMU-Bereich

Montag, 24. März 2014, Luzern
Stolpersteine bei der Unternehmensfortführung - Praxisbeispiele 

Inhalt
Im Zentrum der Veranstaltungen stehen die aktuellen Herausforderungen kleiner und mittelgrosser Unternehmen. 
Anhand von Beispielen aus der Praxis werden typische Problemsituationen und Lösungsansätze aufgezeigt,  
wobei die Teilnehmenden auch die Möglichkeit haben, Fragen zu stellen. Der abschliessende Apéro dient dem 
Networking und dem Austausch von Erfahrungen.

Zeit und Ort
Jeweils Montag von 17.15 Uhr bis ca. 19.00 Uhr
10. März 2014: IFZ, Zug
17. März 2014: Deloitte AG, Zürich
24. März 2014: Hochschule Luzern – Wirtschaft, Luzern

Kontakt 
Hochschule Luzern – Wirtschaft, Institut für Finanzdienstleistungen Zug IFZ 
Grafenauweg 10, Postfach 4332, 6304 Zug, T +41 41 757 67 67, F +41 41 757 67 00, ifz@hslu.ch

Anmeldung und weitere Informationen
www.hslu.ch/ifz-kmu, ifz@hslu.ch

Die Veranstaltungen sind kostenlos.

20. Jubiläums-veranstaltung
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